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Pflichten der vormundschaftlichen Mandatsträgerin (MT) bei Kündigung der Arbeitsstelle
Sachverhalt

Die Fragestellerin ist auf einem regionalen Vormundschaftsdienst tätig und hat ihre Arbeitsstelle gekündigt. Sie erkundigt sich, ob sie für alle vormundschaftlichen Mandate einen Schlussbericht und eine Schlussrechnung erstellen müsse auf den Zeitpunkt, in dem sie die Stelle verlässt.

Erwägungen

Das ZGB regelt das Ende des vormundschaftlichen Amtes in Art. 441-450 ZGB und die Folgen der Beendigung in Art. 451-455 ZGB. Die entsprechenden Normen stammen von 1907 (in Kraft seit 1. Januar 1912) und tragen den heutigen Verhältnissen der beruflichen Mandatsführung im Rahmen einer Anstellung nicht Rechnung. Als Beendigungsgründe führt das ZGB lediglich Handlungsunfähigkeit und Tod des MT (Art. 441), Entlassung und Nichtwiederwahl (Art. 442) und die Amtsenthebung (Art. 445) an. Das Gesetz äussert sich jedoch nicht zur Frage, was im Falle einer Mandatsübertragung infolge Kündigung eines Mandatsträgers zu geschehen hat. Das geltende Recht verpflichtet den Vormund, die notwendigen Geschäfte der Vormundschaft weiter zu führen bis sein Nachfolger das Amt übernommen hat (Art. 444 ZGB).

Good (Das Ende des Amtes des Vormundes,  Diss. Freiburg 1992) vertritt die Auffassung, die VB müsse unabhängig von der Berichtsperiode eine Entlassung des Amtsvormundes aus jedem einzelnen Amt vornehmen und erst mit dieser Verfügung ende das Amt des Amtsvormundes; bis dahin treffe den ausscheidenden Amtsvormund die Weiterführungspflicht gemäss Art. 444 ZGB (§6 N 6, S. 138).

Der Basler Kommentar bestätigt diese Auslegung, schliesst jedoch die Weiterführungspflicht nach Art. 444 ZGB aus praktischen Gründen aus, weil nach Auflösung des Arbeitsverhältnisses keine reale Möglichkeit mehr bestehe auf die fraglichen Dossiers, Daten und rückwärtigen Dienste zu greifen. Die Weiterführungspflicht gemäss Art. 444 ZGB liege deshalb im Verantwortungsbereich der Trägerorganisation des jeweiligen Dienstes (BSK- ZGB I/2- Affolter, Art. 451-453 N 20-24). Affolter empfiehlt deshalb das folgende Vorgehen der Ablage von Schlussbericht und Schlussrechnung:

●
Der/die abtretende Amtsvormund/in erstellt einen Kurzbericht, welcher der Amtsnachfolge die Mandatsübernahme ermöglicht.

●
Die VB entlässt den austretenden Amtsvormund und überträgt die Mandatsführung dem Nachfolger oder der Nachfolgerin unter Aufrechterhaltung der bisherigen Berichtsperiode. Damit wird auch verhindert, dass künftig alle Berichte zum gleichen Zeitpunkt fällig werden, was aus arbeitsökonomischen Gründen nicht zweckmässig wäre und auch aus der Sicht der betreuten Person besteht kein Bedürfnis mit dem Wechsel der Mandatsträgerin die Rechenschaftsperiode zu wechseln.

●
Mit dieser Lösung übernimmt allerdings die Trägerschaft der Dienststelle die Haftung im Sinne von Art. 426 ZGB. Eine allfällige Verantwortlichkeitsklage (Art. 430 ZGB) richtet sich in diesem Fall wohl gegen das Gemeinwesen.

Schlussfolgerung

Im Lichte dieser Lehrmeinungen empfehle ich das folgende Vorgehen:

●
Die Beendigung Ihres Anstellungsverhältnis ist zum Anlass zu nehmen, gezielt zu prüfen, welche Mandate, aufgehoben, bzw. durch eine andere Massnahme zu ersetzen sind. In diesen Fällen sind entsprechende Berichte und Anträge zu verfassen.

●
In den Fällen, die „weiterlaufen“, ist ein Zwischenbericht zu erstatten, der jene Informationen enthält, die es dem/der Nachfolger/in ermöglichen das Mandat weiter zu führen. Dieser Zwischenbericht sollte sich zu den folgenden Punkten äussern:

· zusammenfassende Darstellung der Lebens- bzw. Vermögenssituation der betreuten Person

· Auftrag (Präzisierung aufgrund des bisherigen Verlaufs)

· Betreuungsziel bis zur regulären Rechenschaftsablage

· allenfalls hängige Entscheide, laufende Gesuche

· unmittelbarer Handlungsbedarf.

· allfällige besondere Anforderungen an die Amtsnachfolgerin sowie allfällige Wünsche der betreuten Person betr. Nachfolge

●
Bei Vermögensverwaltung und Geldverkehr ist ein Kontoauszug per Uebertragungsdatum der Massnahme erwünscht.

Luzern, 7. Januar 2004 Christoph Häfeli
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